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Beschlussempfehlung 

Hannover, den 20.05.2026 

Ausschuss für Haushalt und Finanzen 

Entwurf eines Niedersächsischen Gesetzes über die Anpassung der Besoldung und der Ver-
sorgungsbezüge im Jahr 2026 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/10402 

Berichterstattung: Abg. Peer Lilienthal (AfD) 

(Es ist ein schriftlicher Bericht vorgesehen.) 

Der Ausschuss für Haushalt und Finanzen empfiehlt dem Landtag, den Gesetzentwurf der Fraktion 
der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksache 19/10402 mit den aus der An-
lage ersichtlichen Änderungen anzunehmen. 

Dr. h. c. Björn Thümler 
Vorsitzender 
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Niedersächsisches Gesetz  

über die Anpassung der Besoldung und der 

Versorgungsbezüge im Jahr 2026 

Niedersächsisches Gesetz  

über die Anpassung der Besoldung und der 

Versorgungsbezüge im Jahr 2026 

  

Artikel 1 Artikel 1 

Niedersächsisches Besoldungs- und 

Versorgungsanpassungsgesetz 2026 (NBVAnpG 2026) 

Niedersächsisches Besoldungs- und 

Versorgungsanpassungsgesetz 2026 (NBVAnpG 2026) 

  

§ 1 § 1 

Geltungsbereich Geltungsbereich 

  

 Dieses Gesetz regelt die Erhöhung der Besoldung 

und der Versorgungsbezüge der Beamtinnen und Beam-

ten des Landes, der Kommunen des Landes sowie der 

sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Kör-

perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 

Rechts sowie der Richterinnen und Richter des Landes 

mit Wirkung vom 1. April 2026; ausgenommen ist die Ent-

schädigung der Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten so-

wie der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter. 

unverändert 

  

§ 2 § 2 

Erhöhung der Besoldung und der Versorgungsbezüge 

im Jahr 2026 

Erhöhung der Besoldung und der Versorgungsbezüge 

im Jahr 2026 

  

 (1) Um 2,8 Prozent, mindestens jedoch um 100 Euro 

werden mit Wirkung vom 1. April 2026 erhöht 

 (1) Um 2,8 Prozent, mindestens jedoch um 100 Euro 

werden mit Wirkung vom 1. April 2026 erhöht 

  

1. die Grundgehaltssätze nach den Anlagen 5 und 16 

des Niedersächsischen Besoldungsgeset-

zes (NBesG) vom 20. Dezember 2016 (Nds. GVBl. 

S. 308; 2017 S. 64), zuletzt geändert durch Artikel 1 

des Gesetzes vom 3. März 2026 (Nds. GVBl. 2026 

Nr. 17), 

1. die Grundgehaltssätze nach den Anlagen 5 und 16 

des Niedersächsischen Besoldungsgeset-

zes (NBesG) vom 20. Dezember 2016 (Nds. GVBl. 

S. 308; 2017 S. 64), zuletzt geändert durch 

__________ Gesetz__ vom 3. März 2026 

(Nds. GVBl. 2026 Nr. 17), 

  

2. die Ober- und Untergrenzen der Grundgehaltsspan-

nen des Auslandszuschlags nach An-

lage 14 NBesG, 

2. unverändert 

  

3. die Grundgehaltssätze (Gehaltssätze) 3. unverändert 

  

a) in den fortgeltenden Besoldungsordnungen 

und Besoldungsgruppen der Hochschullehre-

rinnen und Hochschullehrer, 

 

  

b) in den Regelungen über künftig wegfallende 

Ämter, 

 

  

4. die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und Zu-

schüsse zum Grundgehalt sowie festgesetzte Son-

dergrundgehälter und Zuschüsse nach fortgelten-

den Besoldungsordnungen der Hochschullehrerin-

nen und Hochschullehrer. 

4. unverändert 

  



Niedersächsischer Landtag – 19. Wahlperiode Drucksache 19/10681 

 

 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/10402 

 

Empfehlungen des Ausschusses für Haushalt und  

Finanzen 

 

3 

 (2) Um 2,8 Prozent werden mit Wirkung vom  

1. April 2026 erhöht 

 (2) Um 2,8 Prozent werden mit Wirkung vom  

1. April 2026 erhöht 

  

  1. der Familienzuschlag mit Ausnahme der Erhö-

hungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 5 bis 

A 9, Laufbahngruppe 1 nach Anlage 7 NBesG, 

  1. der Familienzuschlag mit Ausnahme des Erhö-

hungsbetrages für die __________ Laufbahn-

gruppe 1 nach Anlage 7 NBesG, 

  

  2. die Amtszulagen nach Anlage 8 NBesG,   2. unverändert 

  

  3. die allgemeine Stellenzulage nach Anlage 10 

NBesG, 

  3. unverändert 

  

  4. die Beträge der Mehrarbeitsvergütung nach An-

lage 13 NBesG, 

  4. unverändert 

  

  5. die in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüsse 

zum Grundgehalt nach den Nummern 1 und 2 und 

die allgemeine Stellenzulage nach Nummer 2 b der 

Vorbemerkungen der Anlage II des Bundesbesol-

dungsgesetzes in der bis zum 22. Februar 2002 gel-

tenden Fassung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I 

S. 3434), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Ge-

setzes vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3926), 

  5. unverändert 

  

  6. der Unfallausgleich nach § 39 des Niedersächsi-

schen Beamtenversorgungsgesetzes (NBeamtVG) 

in der Fassung vom 2. April 2013 (Nds. GVBl. S. 73), 

zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 

29. Januar 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3), 

  6. unverändert 

  

  7. die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-

empfängern zustehenden Zuschläge nach den 

§§ 58 bis 61 des NBeamtVG in der Fassung vom 

2. April 2013 (Nds. GVBl. S. 73), zuletzt geändert 

durch Artikel 6 des Gesetzes vom 29. Januar 2025 

(Nds. GVBl. 2025 Nr. 3), 

  7. die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-

empfängern zustehenden Zuschläge nach den 

§§ 58 bis 61 ____ NBeamtVG __________, 

  

  8. die für Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger maßgeblichen Überleitungszula-

gen nach Artikel 14 § 1 Abs. 1 des Reformgesetzes 

vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322), geändert 

durch Artikel 17 des Gesetzes vom  

19. Februar 2006 (BGBl. I S. 334), 

  8. unverändert 

  

  9. die für Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger maßgeblichen Bemessungs-

grundlagen der Zulagen, Aufwandsentschädigun-

gen und anderen Bezüge nach Artikel 14 § 5 des 

Reformgesetzes, 

  9. unverändert 

  

10. die für Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger maßgeblichen Ausgleichszulagen 

nach § 13 des Bundesbesoldungsgesetzes in der 

bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung vom 

6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zuletzt geändert 

10. unverändert 
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durch Artikel 3 Abs. 4 des Gesetzes vom 

12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466), 

  

11. die für Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger maßgeblichen Amtszulagen nach 

§ 42 des Bundesbesoldungsgesetzes in der in Num-

mer 10 genannten Fassung, 

11. unverändert 

  

12. die für Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger maßgeblichen Stellenzulagen 

nach Nummer 27 der Vorbemerkungen der Anlage I 

des Bundesbesoldungsgesetzes in der in Num-

mer 10 genannten Fassung und nach Nummer 6 der 

Anlage 1 des Niedersächsischen Besoldungsgeset-

zes in der bis zum 31. Dezember 2016 geltenden 

Fassung vom 7. November 2008 (Nds. GVBl. 

S. 334), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-

zes vom 17. Dezember 2015 (Nds. GVBl. S. 423), 

und 

12. unverändert 

  

13. die für Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger maßgeblichen Ausgleichszulagen 

nach Nummer 3 der Vorbemerkungen der Anlage 1 

des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes in der 

in Nummer 12 genannten Fassung. 

13. unverändert 

  

 (3) Um 60 Euro werden mit Wirkung vom  

1. April 2026 die Anwärtergrundbeträge nach Anlage 15 

NBesG erhöht. 

 (3) unverändert 

  

 (4) 1Die Erhöhung nach Absatz 1 Nrn. 1 bis 4 gilt 

entsprechend für Versorgungsempfängerinnen und Ver-

sorgungsempfänger, deren Versorgungsbezügen eine 

Grundvergütung zugrunde liegt. 2Satz 1 gilt für Empfän-

gerinnen und Empfänger von Versorgungsbezügen der 

weggefallenen Besoldungsgruppen A 1 bis A 4 entspre-

chend. 3Versorgungsbezüge, deren Berechnung ein Orts-

zuschlag nach dem Bundesbesoldungsgesetz in der bis 

zum 30. Juni 1997 geltenden Fassung nicht zugrunde 

liegt, werden ab 1. April 2026 um 2,7 Prozent erhöht, 

wenn der Versorgungsfall vor dem 1. Juli 1997 eingetre-

ten ist. 4Satz 3 gilt entsprechend für 

 (4) unverändert 

  

1. Hinterbliebene von vor dem 1. Juli 1997 vorhande-

nen Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfängern und 

 

  

2. Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festge-

setzt sind. 

 

  
5Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsemp-

fängern, deren Versorgungsbezügen ein Grundgehalt der 

Besoldungsgruppe A 1 bis A 8 zugrunde liegt, vermindert 

sich das Grundgehalt um 77,14 Euro, wenn ihren ruhe-

gehaltfähigen Dienstbezügen die Stellenzulage nach 
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Nummer 27 Abs. 1 Buchst. a oder b der Vorbemerkungen 

der Anlage I zum Bundesbesoldungsgesetz in der bis 

zum 30. Juni 1997 geltenden Fassung bei Eintritt in den 

Ruhestand nicht zugrunde gelegen hat. 

  

  

Artikel 2 Artikel 2 

Änderung des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes Änderung des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes 

  

 Das Niedersächsische Besoldungsgesetz vom 

20. Dezember 2016 (Nds. GVBl. S. 308; 2017 S. 64),  

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

3. März 2026 (Nds. GVBl. 2026 Nr. 17), wird wie folgt ge-

ändert: 

 Die Anlagen 5, 7, 8, 10, 13, 14, 15, 16 und 17 des 

Niedersächsischen Besoldungsgesetzes vom 20. De-

zember 2016 (Nds. GVBl. S. 308; 2017 S. 64), zuletzt ge-

ändert durch __________ Gesetz__ vom 3. März 2026 

(Nds. GVBl. 2026 Nr. 17), __________ erhalten folgende 

Fassung: 

  

Die Anlagen 5, 7, 8, 10, 13, 14, 15, 16 und 17 erhalten 

folgende Fassung: 
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Niedersächsischer Landtag – 19. Wahlperiode Drucksache 19/10681 

 

 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/10402 (Anlage 8 redaktionell 

berichtigt, im Übrigen insoweit unverändert) 

 

8 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



Niedersächsischer Landtag – 19. Wahlperiode Drucksache 19/10681 

 

 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/10402 (Anlage 8 redaktionell 

berichtigt, im Übrigen insoweit unverändert) 

 

9 

 

  



Niedersächsischer Landtag – 19. Wahlperiode Drucksache 19/10681 

 

 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/10402 (Anlage 8 redaktionell 

berichtigt, im Übrigen insoweit unverändert) 

 

10 

 



Niedersächsischer Landtag – 19. Wahlperiode Drucksache 19/10681 

 

 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/10402 

 

Empfehlungen des Ausschusses für Haushalt und  

Finanzen 

 

11 

Artikel 3 Artikel 3 

Änderung des Niedersächsischen 

Beamtenversorgungsgesetzes 

Änderung des Niedersächsischen 

Beamtenversorgungsgesetzes 

  

 Das Niedersächsische Beamtenversorgungsgesetz 

in der Fassung vom 2. April 2013 (Nds. GVBl. S. 73),  

zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom  

29. Januar 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3), wird wie folgt 

geändert: 

unverändert 

  

1. Die Anlage 1 (zu § 39) erhält folgende Fassung:  

  

„Anlage 1  
(zu § 39)  

  

Gültig ab 1. April 2026  

  

Höhe des Unfallausgleichs nach § 39  

  

Der Unfallausgleich beträgt bei einem Grad der 

Schädigungsfolgen von: 

 

  

  30 194 Euro 

  40 264 Euro 

  50 393 Euro 

  60 490 Euro 

  70 672 Euro 

  80 803 Euro 

  90 965 Euro 

100 1 072 Euro“. 
 

 

  

2. Die Anlage 2 (zu den §§ 58 bis 61) erhält folgende 

Fassung: 

 

  

„Anlage 2  
(zu den §§ 58 bis 61)  

  

Gültig ab 1. April 2026  

  

Höhe der Zuschläge nach den §§ 58 bis 61  

  

 (1) Der Kindererziehungszuschlag nach § 58 

Abs. 1 beträgt für jeden Monat der Kindererzie-

hungszeit 3,36 Euro. 

 

  

 (2) Der Kindererziehungsergänzungszuschlag 

nach § 58 Abs. 5 beträgt für jeden angefangenen 

Monat, in dem die darin genannten Voraussetzun-

gen erfüllt werden: 

 

  

1. im Fall des § 58 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. a 

 1,13 Euro, 
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2. im Fall des § 58 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. b 

 0,85 Euro. 

 

  

 (3) Der Kinderzuschlag nach § 59 beträgt für 

die ersten 36 Monate der Kindererziehungszeit 

je Monat 2,25 Euro, für weitere Monate 1,13 Euro. 

 

  

 (4) 1Der Pflegezuschlag nach § 60 Abs. 1 be-

trägt für jeden Kalendermonat der nicht erwerbsmä-

ßigen Pflege einer pflegebedürftigen Person 

 

  

1. des Pflegegrades 5 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 

Nr. 5 des Elften Buchs des Sozialgesetz-

buchs (SGB XI), wenn die pflegebedürftige 

Person 

 

  

a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 

SGB XI bezieht: 3,36 Euro, 

 

  

b) Kombinationsleistungen nach § 38 

SGB XI bezieht: 2,85 Euro, 

 

  

c) ausschließlich Pflegesachleistungen 

nach § 36 SGB XI bezieht: 2,36 Euro, 

 

  

2. des Pflegegrades 4 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 

Nr. 4 SGB XI, wenn die pflegebedürftige Per-

son 

 

  

a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 

SGB XI bezieht: 2,36 Euro, 

 

  

b) Kombinationsleistungen nach § 38 

SGB XI bezieht: 2,05 Euro, 

 

  

c) ausschließlich Pflegesachleistungen 

nach § 36 SGB XI bezieht: 1,64 Euro, 

 

  

3. des Pflegegrades 3 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 

Nr. 3 SGB XI, wenn die pflegebedürftige Per-

son 

 

  

a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 

SGB XI bezieht: 1,46 Euro, 

 

  

b) Kombinationsleistungen nach § 38 

SGB XI bezieht: 1,22 Euro, 

 

  

c) ausschließlich Pflegesachleistungen 

nach § 36 SGB XI bezieht: 1,02 Euro, 

 

  

4. des Pflegegrades 2 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 

Nr. 2 SGB XI, wenn die pflegebedürftige Per-

son 
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a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 

SGB XI bezieht: 0,90 Euro, 

 

  

b) Kombinationsleistungen nach § 38 

SGB XI bezieht: 0,77 Euro, 

 

  

c) ausschließlich Pflegesachleistungen 

nach § 36 SGB XI bezieht: 0,65 Euro. 

 

  
2Üben mehrere nicht erwerbsmäßig tätige Pflege-

personen die Pflege gemeinsam aus (Mehrfach-

pflege), so sind die Beträge entsprechend dem nach 

§ 44 Abs. 1 Satz 3 SGB XI festgestellten anteiligen 

Umfang der jeweiligen Pflegetätigkeit im Verhältnis 

zum Gesamtaufwand je pflegebedürftige Person 

aufzuteilen. 3Werden mehrere pflegebedürftige Per-

sonen gepflegt, so ergibt sich die Höhe des Pflege-

zuschlags jeweils nach den Sätzen 1 und 2, wobei 

der Pflegezuschlag je Kalendermonat den Betrag 

nach Absatz 1 nicht übersteigen darf. 

 

  

 (5) Der Kinderpflegeergänzungszuschlag nach 

§ 60 Abs. 3 beträgt für jeden Kalendermonat der 

nicht erwerbsmäßigen Pflege die Hälfte der in Ab-

satz 4 genannten Beträge, höchstens jedoch 

1,13 Euro.“ 

 

  

  

Artikel 4 Artikel 4 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

  

 Dieses Gesetz tritt am 1. April 2026 in Kraft.  Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 2026 

in Kraft. 

 

(verteilt am 21.05.2026) 


